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Vorwort

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2016/2017 von der
rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation
angenommen.

Der Teilbetrieb hat in der betrieblichen Besteuerungspraxis eine kaum
zu unterschätzende Bedeutung. So bedürfen bestehende Legalstrukturen in
Unternehmensgruppen beständiger Anpassungen an die sich ändernden
Rahmenbedingungen, unter denen die Unternehmen ihre wirtschaftliche
Tätigkeit entfalten. Dem in der vorliegenden Arbeit untersuchten Teilbe-
triebsbegriff kommt eine – wenn nicht die – zentrale Funktion bei dem
Ansinnen des Umwandlungssteuergesetzgebers zu, die Fortführung der
unternehmerischen Tätigkeit in einem „anderen Rechtskleid“ zu ermögli-
chen. Hierbei ist die wissenschaftliche Beschäftigung mit diesem Begriff
auch deshalb so wichtig, weil er nur selten Gegenstand von Rechtspre-
chung und damit allgemein zugänglicher „Autoritäten“ ist – das steuerli-
che Risiko aus einer womöglich unzutreffenden Auslegung des Teilbe-
triebsbegriffs ist in Anbetracht regelmäßig erheblicher stiller Reserven
und damit prohibitiver Steuerlasten schlicht zu groß, als dass ein gut bera-
tener Steuerpflichtiger nicht im Vorfeld der Reorganisation eine verbindli-
che Auskunft über den Teilbetriebscharakter und damit Umfang der zu be-
wegenden Sachgesamtheit einholen würde. Streitige Verfahren und somit
gerichtliche Entscheidungen zum Teilbetrieb stellen daher die große Aus-
nahme dar.

Mein besonderer Dank gilt zunächst meiner Doktormutter, Frau Profes-
sor Dr. Johanna Hey, für die Unterstützung und Betreuung dieser Arbeit.
Ebenfalls bedanken möchte ich mich bei Herrn Professor Dr. Christian
Dorenkamp für die freundliche Übernahme des Zweitgutachtens.

Mein größter Dank gilt an dieser Stelle meinen Eltern, Dr. Hildegard
und Dr. Friedhelm Maetz, meinem Bruder, Christoph Maetz, sowie meiner
Ehefrau Christina von Busch, die mich auch über dieses Projekt hinaus
stets begleitet, unterstützt und bestärkt haben. Ihnen widme ich diese Ar-
beit.

  

Heidelberg, im Juni 2017 Philipp Maetz
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Einleitung

Einführung in die Thematik

Das deutsche Ertragsteuerrecht geht von dem Grundsatz aus, dass ein be-
trieblich veranlasster Leistungsaustausch zu einer Aufdeckung und Be-
steuerung von stillen Reserven – soweit solche vorhanden sind – führt.1
Dieser Grundsatz gilt im Zusammenhang mit bestimmten, im UmwStG
geregelten Umstrukturierungsvorgängen (scheinbar) nicht bzw. nur einge-
schränkt. Die Frage, ob stille Reserven aufzudecken sind und folglich eine
Besteuerung vorzunehmen ist, richtet sich dabei insbesondere nach dem
zu übertragenden Vermögen. In diesem Zusammenhang können sog. „qua-
lifizierte Sachgesamtheiten“2 grundsätzlich ertragsteuerneutral unter Fort-
führung der Buchwerte übertragen werden. „Kleinste übertragbare Ein-
heit“3 ist dabei der sog. Teilbetrieb. Der Teilbetrieb kann insoweit als
„kleinster gemeinsamer Nenner“ aller Wirtschaftsgüter eines Unterneh-
mens für eine steuerbegünstigt mögliche Übertragung bezeichnet werden,
der insofern die absolute Untergrenze für eine solche Übertragung dar-
stellt. Teilweise wird der Übergang von der Einordnung als Mehrheit von
einzelnen Wirtschaftsgütern zur Einordnung als Teilbetrieb deshalb auch
mit dem Durchbrechen einer „steuerlichen Schallmauer“ gleichgesetzt.4

Was unter einem solchen Teilbetrieb zu verstehen ist, ist seit jeher um-
stritten. Die Finanzverwaltung hat – unter anderem zur Thematik des Teil-
betriebs – am 11. November 2011 den lange erwarteten Umwandlungs-
steuererlass 20115 (UmwStE 2011) veröffentlicht, der thematisch insbe-
sondere auch die Änderungen und Neuerungen des Umwandlungssteuer-

A.

I.

1 Nur beispielhaft für diesen Grundsatz stehen: § 6 Abs. 6, § 6b, § 16 Abs. 1 EStG;
vgl. auch Thiel, DStR 1995, 237 (240): „Das Steuerrecht geht von dem Grundsatz
aus, dass beim Ausscheiden von Wirtschaftsgütern aus dem Betriebsvermögen die
stillen Reserven aufzudecken und von dem Steuersubjekt zu versteuern sind“.

2 I.d.R. Betrieb, Teilbetrieb und Mitunternehmeranteil.
3 Vgl. Rödder/Beckmann, DStR 1999, 751 (752); Hügel, DStJG 1994, S. 69 (107)

spricht insoweit von einer „quantitativen und/oder qualitativen Untergrenze“.
4 Vgl. Herzig, DB 2000, 2236 (2239).
5 BMF v. 11.11.2011 – IV C 2-S 1978-b/08/10001, BStBl. I 2011, 1314.
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gesetzes durch das SEStEG6 beinhaltet. Die Tatsache, dass zwischen der
Ausfertigung des SEStEG am 7. Dezember 2006 und der Veröffentlichung
des UmwStE 2011 am 11. November 2011 ein Zeitraum von fast fünf Jah-
ren lag, veranlasste einige Stimmen in der Literatur zu teilweise spötti-
schen Kommentaren.7 Nicht immer ernst gemeint waren dabei Formulie-
rungen wie „Gut Ding will Weile haben“.8 Demgegenüber hörten sich
schlichte Äußerungen wie „Er ist da!“9 schon positiver an.

Sollte man meinen, dass hinsichtlich der Auslegung des Teilbetriebsbe-
griffs seit der Veröffentlichung des UmwStE 2011 Klarheit herrscht, sieht
man sich allein durch die Masse des seitdem erschienenen Schrifttums zu
dieser Thematik eines Besseren belehrt. Die Auseinandersetzung mit dem
Teilbetrieb im UmwStG verliert sich dabei zunehmend in Einzelproble-
men. Beispielsweise wird kontrovers diskutiert, ob bei der Abspaltung ein
„Ausschließlichkeitserfordernis“10 besteht, was unter „fiktiven Teilbetrie-
ben“11 zu verstehen ist, ob das Eigentum der den Teilbetrieb ausmachen-
den Wirtschaftsgüter übertragen werden muss oder bloße Nutzungsüber-
lassungen ausreichen,12 zu welchem Zeitpunkt die Teilbetriebsvorausset-

6 Gesetz über steuerliche Begleitmaßnahmen zur Einführung der Europäischen Ge-
sellschaft und zur Änderung weiterer steuerrechtlicher Vorschriften (SEStEG),
BGBl. I 2006, 2782; berichtigt: BGBl. I 2007, 68.

7 Bereits der Vorgängererlass vom 25.3.1998 (UmwStE 1998) ließ nach Verkündung
des UmwStG 1995 vom 28.10.1994 ca. dreieinhalb Jahre auf sich warten und ver-
anlasste zu ähnlichen Kommentaren wie „Was lange währt,…?“ in Dehmer, Um-
wStE 1998, Vorwort.

8 So z.B. Blumenberg, DB 2012, Beilage 1 zu Heft 2, S. 4; Dörfler, StBW 2012,
176; Heurung/Engel/Schröder, GmbHR 2011, 617.

9 Vgl. Neumann, GmbHR 2012, R33.
10 Vgl. beispielhaft BMF v. 11.11.2011 – IV C 2-S 1978-b/08/10001, BStBl. I 2011,

1314, Tz. 15.01; Hörtnagl in: Schmitt/Hörtnagl/Stratz, UmwStG, § 15 Rn. 64;
Körner, IStR 2006, 469 (471); Schießl in: Widmann/Mayer, UmwStG, § 15
Rn. 62.7; Schumacher in: Rödder/Herlinghaus/van Lishaut, UmwStG, § 15
Rn. 111 ff..

11 Vgl. beispielhaft BMF v. 11.11.2011 – IV C 2-S 1978-b/08/10001, BStBl. I 2011,
1314, Tz. 15.06; Dötsch/Pung in: Dötsch/Patt/Pung/Möhlenbrock, UmwStG, § 15
Rn. 88; Frotscher in: Frotscher/Maas, UmwStG, § 15 Rn. 140; Schießl in:
Widmann/Mayer, UmwStG, § 15 Rn. 26.2 und Schumacher in: Rödder/Herling-
haus/van Lishaut, UmwStG, § 15 Rn. 141; Weggenmann/Bernheim in: Haase/
Hruschka, UmwStG, § 15 Rn. 74.

12 Vgl. beispielhaft Blumers, DB 2001, 722 (725); Dötsch/Pung in: Dötsch/Patt/
Pung/Möhlenbrock, UmwStG, § 15 Rn. 63; Rödder/Beckmann, DStR 1999, 751;
Neumann, EStB 2002, 437 (441).
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zungen vorliegen müssen und ob ein sog. „Teilbetrieb im Aufbau“13 aus-
reichend ist. Darüber hinaus wurde die Diskussion auch im Hinblick auf
eine „Europäisierung“14 des Teilbetriebsbegriffs durch die sog. Fusions-
richtlinie15 (FRL) angeheizt. Der Teilbetriebsbegriff und seine Definition
werden daher auch als das „große schwarze Loch“16 bezeichnet.

Aktuelle Relevanz der Thematik

Das UmwStG – und damit auch der Teilbetriebsbegriff i.S.d. UmwStG –
wird allgemein dem Bereich der Umstrukturierungen zugeordnet.17 Die
Auseinandersetzung mit vorgenannten und mit weiteren Einzelproblemen
ist daher nachvollziehbar, wenn man sich das Volumen an stillen Reserven
vergegenwärtigt, deren Aufdeckung im Rahmen einer Umstrukturierungs-
maßnahme durch eine Fehleinschätzung bzw. Fehlinterpretation des Teil-
betriebsbegriffs droht. Insbesondere wenn man sich die Bedeutung von
Umstrukturierungen in der heutigen Zeit vor Augen führt, ist die Fixierung
der Literatur auf den Teilbetrieb verständlich.

Der Begriff der Umstrukturierungen als solcher lässt sich im deutschen
Ertragsteuerrecht nicht ausdrücklich finden und wird auch im Übrigen le-
diglich an einzelnen Stellen erwähnt.18 Eine gesetzliche Definition gibt es
daher nicht. Zumindest im Schrifttum werden Umstrukturierungen jedoch
als „Veränderungen im Bestand eines Unternehmens“ umschrieben.19 Da
sich Unternehmen in der heutigen Zeit einer Vielzahl von Einflüssen im
globalen Wettbewerb, mit Fragen des Wachstums, der Verkleinerung oder
dem Standortwechsel und der Generationennachfolge auseinandersetzen

II.

13 Vgl. beispielhaft Frotscher in: Frotscher/Maas, UmwStG, § 15 Rn. 89; Goebel/
Ungemach/Seidenfad, DStZ 2009, 354 (362); Neumann, EStB 2002, 437 (438).

14 Vgl. Blumenberg, DB 2012, Beilage 1 zu Heft 2, S. 4.
15 Richtlinie 2009/133/EG des Rates vom 19.10.2009 über das gemeinsame Steuer-

system für Fusionen, Spaltungen, Abspaltungen, die Einbringung von Unterneh-
mensteilen und den Austausch von Anteilen, die Gesellschaften verschiedener
Mitgliedstaaten betreffen, sowie für die Verlegung des Sitzes einer Europäischen
Gesellschaft oder eine Europäischen Genossenschaft von einem Mitgliedstaat in
einen anderen Mitgliedstaat, ABlEG L 310 vom 25.11.2009, S. 34 ff.

16 Vgl. Neumann, GmbHR 2012 R33 (R34).
17 Vgl. Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB 1991 Beilage Nr. 12, S. 3.
18 Z.B. in § 6a GrEStG im Zusammenhang mit „Umstrukturierungen im Konzern“.
19 So Herzig/Dautzenberg/Heyeres, DB 1991 Beilage Nr. 12, S. 3.
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müssen, ist es naheliegend, dass solche „Veränderungen im Bestand“ frü-
her oder später notwendig werden. Insofern kann es aus wirtschaftlichen,
rechtlichen aber auch aus steuerlichen Gründen sinnvoll sein, dass die Un-
ternehmens- bzw. Konzernstruktur verändert wird. Praktisch geschieht
dies durch bisweilen komplexe Umstrukturierungsmaßnahmen, von denen
Verschmelzungen oder Spaltungen wahrscheinlich die bekanntesten sind.

Hält man sich vor Augen, dass solche Umstrukturierungsmaßnahmen
teilweise erst nach vielen Jahren des Bestehens eines Unternehmens vor-
genommen werden, ist es wahrscheinlich, dass die in der Bilanz ausgewie-
senen Buchwerte der Wirtschaftsgüter nicht mehr deren tatsächliche Werte
abbilden. Beispielsweise kann es bei Grundstücken, Lizenzen oder Fir-
menwerten über die Jahre zu erheblichen Wertsteigerungen gekommen
sein. Die (positive) Differenz zwischen den ausgewiesenen Buchwerten
und den tatsächlichen Werten der Wirtschaftsgüter bezeichnet man als
„stille Reserven“.20 Bei jeder Umstrukturierung stellt sich daher die Frage,
ob diese stillen Reserven aufgedeckt und insofern ein Gewinn versteuert
werden muss oder nicht. Diese Frage ist insbesondere deshalb bedeutsam,
weil es auf der einen Seite durch die Umstrukturierung als solche in der
Regel zu keinem Zufluss an Liquidität kommt, mit dem eine Besteuerung
der stillen Reserven finanziert werden kann. Vielmehr ist eine solche Maß-
nahme zunächst regelmäßig mit Kosten verbunden. Auf der anderen Seite
gewährt eine Nichtversteuerung im Zeitpunkt der Umstrukturierung dem-
gegenüber einen Liquiditäts- und Zinsvorteil21 und es besteht darüber hi-
naus sogar die Gefahr, dass der Steuerpflichtige insolvent wird und eine
bei Umstrukturierung noch mögliche Steuerrealisierung nunmehr vollstän-
dig ausfällt. Im zuletzt genannten Fall würde das Insolvenzrisiko desjeni-
gen, der die Umstrukturierung vornimmt, auf den Staat abgewälzt. Mit
diesem „Interessenwiderstreit“ beschäftigen sich Schrifttum22 und Anwen-
dungspraxis23 daher seit Jahrzehnten in Deutschland und versuchen diesen
einer sachgerechten Lösung zuzuführen.

20 Vgl. Birk/Desens/Tappe, Steuerrecht, § 5 Rn. 903.
21 Eine Besteuerung könnte andernfalls erst nach mehreren Jahren bei Abwicklung

des Unternehmens eintreten.
22 Vgl. Wetter, DStBl. 1930, Sp. 233 ff.
23 Vgl. nur: RFH, Urt. v. 3.2.1932 – IV A 805/31, RStBl. 1932, 464; grundlegend:

RFH, Urt. v. 9.5.1933 – VI A 434/30, RStBl. 1933, 999.
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Gang der Untersuchung

Durch die Diskussion über die Auslegung des Teilbetriebs, die sich in den
beispielhaft unter Ziff. I. genannten Einzelproblemen verliert, entsteht der
Eindruck, dass der Begriff des Teilbetriebs nicht handhabbar ist. Unwill-
kürlich stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob das UmwStG in
seiner derzeitigen Form wirklich derart unlogisch, unzusammenhängend
und folglich ohne jegliche systematische Ordnung ist, wie es in der Litera-
tur behauptet wird,24 und ob es überhaupt möglich ist, den Begriff des
Teilbetriebs handhabbar zu machen. Vor dem Hintergrund einer solchen
drohenden Rechtsunsicherheit stellt sich die (Vor-)Frage, warum für eine
Steuerneutralität überhaupt ein Teilbetrieb als qualifizierte Vermögens-
masse vorliegen muss und nicht auch jedes (Einzel-)Wirtschaftsgut als
solches steuerneutral übertragen werden kann, wenn die stillen Reserven
dieses (Einzel-)Wirtschaftsguts nach einer erfolgten Umstrukturierung
„früher oder später“ sowieso versteuert werden. Fraglich ist insofern, war-
um sich der Gesetzgeber gerade für den Teilbetrieb als derart privilegierte
Vermögensmasse entschieden hat.

Um diese Fragen einer Lösung zuzuführen, macht es sich die vorliegen-
de Arbeit letztlich zur Aufgabe, die hinter dem Begriff des Teilbetriebs
i.S.d. UmwStG stehenden gesetzgeberischen Wertentscheidungen heraus-
zuarbeiten und insoweit eine „theoretische Basis“25 zu schaffen. Ordnet
man das UmwStG und den hierin enthaltenen Teilbetriebsbegriff dem Be-
reich der Umstrukturierungen zu, bietet es sich an, zunächst diesen Be-
reich einer systematischen Untersuchung zu unterziehen. Hiervon ausge-
hend kann schließlich eine Auslegung26 des Begriffs des Teilbetriebs i.S.d.
UmwStG und schließlich auch eine sachgerechte Lösung der Einzelpro-
bleme27 vorgenommen werden.

III.

24 Vgl. Rödder, DStJG 2002, S. 253 (287).
25 Vgl. bereits Luckey, StuW 1979, 129 (130) m.w.N. für den Bereich der Umwand-

lungs- und Übertragungsvorgänge im Zusammenhang mit Einzelwirtschaftsgütern:
„[…] Die Notwendigkeit einer solchen (theoretischen) Basis ist evident: Ohne sie
ist nicht ausgeschlossen, dass sich die im Einzelfall gefundenen Lösungen zum
Teil widersprechen, noch lässt der ´so kraft der Fülle der Einzelentscheidungen
(entstandene) Rechtszustand […] eine sichere Prognose über die sich im Einzelfall
ergebende Rechtsfolge´ zu“.

26 Kapitel 2.
27 Kapitel 3.
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